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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. April 1963 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 255. Sitzung am 22. März 1963 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeiei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

§ 4 Abs. 1 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl, S. 583) 
wird durch folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Das eheliche Kind einer Deutschen erwirbt durch 
die Geburt die Staatsangehörigkeit der Mutter, wenn 
es sonst staatenlos sein würde." 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Zu Artikel I 

Nach § 4 Abs. 1 des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsgesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. 
S. 583) erwirbt durch die Geburt das eheliche Kind 
eines Deutschen die Staatsangehörigkeit des Vaters, 
das uneheliche Kind einer Deutschen die Staats- 
angehörigkeit der Mutter. Das eheliche Kind einer 
deutschen Staatsangehörigen erwirbt danach deren 
Staatsangehörigkeit selbst dann nicht, wenn der 
Vater staatenlos ist oder nach den Gesetzen seines 
Heimatstaates dem Kind seine Staatsangehörigkeit 
nicht vermitteln kann. Das Kind wird, wenn es nicht 
in einem Lande mit sog. ius soli geboren ist, staa- 
tenlos. 

Die Bundesregierung hatte bereits im Jahre 1953 
einen Gesetzentwurf (BR-Drucks. 190/53) einge- 
bracht, in dem vorgesehen war, daß eheliche Kinder 
einer deutschen Staatsangehörigen mit ihrer Geburt 
die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben sollten, 
wenn sie sonst staatenlos würden. Der Entwurf 
konnte damals jedoch wegen Ablaufs der Wahl- 
periode nicht mehr abschließend behandelt werden. 

Auch die neuere Staatsangehörigkeitsgesetzgebung 
des Auslandes ist mehr und mehr dazu übergegan- 
gen, in Fällen der oben erwähnten Art dem Kind 
die Staatsangehörigkeit der Mutter zu verleihen. 
Das gleiche Ziel verfolgt der 1961 im Rahmen der 


Vereinten Nationen erarbeitete Entwurf einer Kon- 
vention über die Verminderung der Staatenlosig- 
keit. 

Der vorliegende Gesetzentwurf nimmt diese Bestre- 
bungen auf. Er kommt damit zugleich der Empfeh- 
lung 194 (1959) der Beratenden Versammlung des 
Europarates betr. die Staatsangehörigkeit der Kin- 
der von Staatenlosen und einer Entschließung des 
Bundestages vom 11. März 1960 (stenographische 
Berichte S, 5752 in Verbindung mit Drucksache 1178 
der 3. Wahlperiode) nach. 

Daß die vorgeschlagene Lösung in aller Regel im 
Interesse des Kindes liegt, kann im Hinblick auf die 
zahlreichen Nachteile der Staatenlosigkeit nicht be- 
zweifelt werden. Vom Standpunkt des Staats- 
interesses könnten gewisse Bedenken bei Kindern 
erhoben werden, die im Ausland geboren sind; doch 
erscheint auch in diesen Fällen eine Verleihung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vertretbar. 

Zu Artikel II 

Enthält die üblidie Berlin-Klausel. 

Zu Artikel III 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
sollte geprüft werden, ob der Gesetzentwurf nicht ; 
durch eine Bestimmung ergänzt werden müßte, die ■ 
eine mögliche Doppelstaatsangehörigkeit vermeidet, i 

i 

Begründung 

Nach der Regierungsvorlage würden alle Kinder, ; 
die aus Ehen zwischen einer deutschen Staatsange- 
hörigen und einem nicht im Besitz der deutschen 
Staatsangehörigkeit befindlichen Manne hervor- 
gehen, soweit sie im Zeitpunkt der Geburt nicht 
automatisch eine Staatsangehörigkeit erwerben, 
deutsche Staatsangehörige. Diese Folge ist jedoch 
offenbar nicht beabsichtigt. Zum Beispiel vermitteln 
nach dem Recht einer Anzahl von Staaten die ihnen j 
angehörenden Väter ihren im Ausland geborenen , 
ehelichen Kindern nicht automatisch durch die Ge- i 


burt die Staatsangehörigkeit, sondern es bedarf in 
diesen Fällen zur Herstellung der Staatsangehörig- 
keitsgleichheit mit dem Vater einer Willensbetäti- 
gung (Registrierung, Option u. dgl.). Zunächst, d. h. 
im Zeitpunkt ihrer Geburt, sind diese Kinder nicht 
Staatsangehörige des Landes ihres Vaters. Nach 
dem von der Bundesregierung vorgesehenen, auf 
den staatsangehörigkeitsrechtlichen Zustand des 
Kindes im Zeitpunkt seiner Geburt abstellenden Ge- 
setzestext würde das Kind die deutsche Staatsange- 
hörigkeit nach seiner ehelichen Mutter erwerben 
und u. U. durch Registrierung schon wenige Tage 
später daneben die des Vaters. Die Entwicklung 
würde somit, da in diesen Fällen ein Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit für die Kinder nicht 
eintritt, zur Doppelstaatsangehörigkeit führen, d. h. 
zu einem nicht weniger unerwünschten Zustand, als 
ihn die Staatenlosigkeit darstellt. 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates, daß duch die Regelung des Gesetzentwurfs 
keine Doppelstaatigkeit der betroffenen Personen 
eintreten sollte. Eine Ergänzung des Gesetzentwurfs 
erscheint jedoch entbehrlich. Denn eine Doppel- 
staatigkeit kann allenfalls in den Fällen entstehen, 
in denen das Kind einer Deutschen und eines aus- 
ländischen Staatsangehörigen nicht durch Geburt, 
sondern erst später aufgrund einer einseitigen 
Willenserklärung, wie sie in gewissen ausländi- 
schen Staatsangehörigkeitsgesetzen vorgesehen ist. 


die ausländische Staatsangehörigkeit seines Vaters 
erwirbt. In diesem Falle würde das Kind nach dem 
Gesetzentwurf zwar zunächst die deutsche Staats- 
angehörigkeit erwerben, diese aber unter den Vor- 
aussetzungen des § 25 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 19 RuStaG im Zeitpunkt des Erwerbes der aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit aufgrund der Wil- 
lenserklärung wieder verlieren, da diese als „An- 
trag'' im Sinne des § 25 Abs. 1 RuStaG anzusehen 
ist. 
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